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Die Linkspartei liegt auf dem Sterbebett, und keine:r weiß, ob sie da irgendwann nochmal
rauskommt.  Die Bilanz der letzten Monate sieht auf jeden Fall – diplomatisch gesagt – bescheiden
aus. Bei der Bundestagswahl konnte sie nur durch drei Direktmandate noch ins Parlament einziehen.
Im Zuge der Senatsbildung in Berlin ließ sie den Volksentscheid „Deutsche Wohnen und Co.
enteignen“ wie eine heiße Kartoffel fallen und schmiegte sich gewohnt opportunistisch an die SPD
und Grünen an. Bei der Saarlandwahl gab es dann einen 10 % – Absturz, nachdem sich der
Landesverband selbst für Verhältnisse der LINKEN grandios in Zwistigkeiten und Animositäten
zerlegt hat. Oskar Lafontaine trat aus und riss beim Rausgehen noch Wände ein.

Krieg, Corona und Krise haben auch für die Partei die Überlebenskrise eingeläutet. Orientierunslos
treibt sie dahin. Prinzipienlos versuchte sich ihre Führung, vor der Bundestagswahl an Grüne und
SPD anzubiedern, warf das Parteiprogramm über Bord – und verlor. Beim Tauziehen zwischen dem
unbedingten Willen zum Mitregieren des rechten Flügels der Regierungssozialist:innen und der
Verwirrung der Bewegungslinken zu quasi allen politischen Fragen ist das Seil zum Äußersten
gespannt. Reißt es, liegen alle im Morast (hier gibt es dann doch noch Einigkeit – wobei just der
Streit entbrennt, warum man jetzt im Schlamm liegt). Und als wäre das nicht genug, passt zwischen
Wagenknecht’scher Querdenker:innensympatie und der Schockstarre derer, deren Weltbild mit
Putins Krieg zersplitterte, dann auch noch ein parteiinterner #metoo – Skandal, der jahrelange
schlechtmöglichste Aufarbeitung, nämlich Vertuschung offenbart. Parteivorsitzende Hennig-Wellsow
trat zurück, auch um so Wissler und die Bewegungslinke unter Druck zu setzen.

Dementsprechend ist bei anstehenden Landtagswahlen in NRW und Schleswig-Holstein kein
Befreiungsschlag zu erwarten – im Gegenteil. Direkt vor den Wahlen ist der Verwesungsgeruch
beißend geworden. Immerhin werden die nächsten Niederlagen öffentlich kaum auffallen, denn in
Düsseldorf und Kiel kann die LINKE gar nicht aus dem Landtag fliegen – weil sie nicht drin sitzt.

Getrennt marschieren – vereint verlieren?

Nach dem Saarland-Debakel analysierten die Bundesvorsitzenden der LINKEN, Janine Wissler und
Susanne Hennig-Wellsow (da war sie noch im Amt), dass zerstrittene Parteien nun mal nicht gewählt
würden. Deshalb sei es jetzt notwendig, solidarisch miteinander umzugehen, Konflikte produktiv
auszutragen und nach außen geschlossen aufzutreten. Es gelte das, wofür die Partei stehe, in den
Vordergrund zu rücken und gemeinsam für soziale Gerechtigkeit, faire Bildungschancen, gegen
Aufrüstung etc. einzustehen.

Aber Geschlossenheit lässt sich nicht herbeireden. DIE LINKE besteht derzeit de facto aus drei
Flügeln, die unterschiedliche Vorstellungen davon haben, wohin sie sich entwickeln sollte und wie
sie dort hinkommen kann. Während ein Teil offen für Regierungsbeteiligungen und alle dazu
notwendigen Kompromisse (Fortbestehen der NATO, Auslandseinsätze der Bundeswehr etc.)
eintritt, gibt es andere, die dies – zumindest im Moment – ablehnen. Vertritt der linkspopulistische
Flügel um Wagenknecht sozialchauvinistische Positionen und fordert eine Abkehr von angeblich
kleinbürgerlicher „Minderheitenpolitik“, stehen andere (zumindest auf dem Papier) für offene
Grenzen und internationale Solidarität. Während ein Teil auf die „Arbeit“ im Parlament und die
Gewinnung von Mandaten fokussiert, strebt die sog. „Bewegungslinke“  eine stärkere Orientierung
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auf soziale Bewegungen an. Letztere ist in NRW verhältnismäßig stark. Die Wahl wird auf die
Bewegungslinke stärkere Auswirkungen haben als z. B. jene im Saarland, die Niederlage wäre zu
einem guten Teil ihre, auch wenn die Zwistigkeiten und Skandale aus der Gesamtpartei ebenfalls
einen starken Einfluss ausüben. Der einst relativ bekannte antikapitalistische Flügel um die AKL
scheint derweil schon fast verstorben.

Abgestandener Reformismus

Bei allen Differenzen vertritt DIE LINKE insgesamt ein reformistisches Programm. Dieses beinhaltet
zwar offiziell auch die Überwindung des Kapitalismus als Zielvorstellung, real fokussiert sich die
Partei aber auf einen „Ausgleich“ der sozialen Interessen innerhalb der besthenden Gesellschaft. Ein
solches Programm zerbricht aber an der sich krisenhaft zuspitzenden Realität der kapitalistischen
Klassengesellschaft, welche immer weniger Spielraum für einen „sozialen Ausgleich“ lässt. Real ist
sie (auf kommunaler und Landesebene) bereits seit langem eingebunden in die Mitverwaltung des
Kapitalismus. Vor der Bundestagswahl hat die Führung der Partei zudem deutlich gemacht, dass sie
dazu bereit ist, auf wesentliche Teile ihres Programms zu verzichten, um endlich ein „progressives
Bündnis“ mit Grünen und SPD auch auf Bundesebene realisieren zu können (was die aber gar nicht
wollen).

Der Sozialismus, den man angeblich irgendwann einmal erkämpfen möchte, bleibt als Fernziel mit
der realen Politik der Partei unvermittelt.

Während Klima- und Biodiversitätskrise eskalieren, Inflationsraten von über 5 % die Löhne
auffressen, der sich zuspitzende Kampf um die Neuaufteilung der Welt die Menschheit mit einem
globalen Krieg bedroht, tut der größte Teil der LINKEN so, als gäbe es ein Zurück zum Sozialstaat
der 1980er Jahre und zur „Friedenspolitik“ Willy Brandts. Der LINKEN dies vorzuwerfen, läuft aber
letztlich darauf hinaus, sie zu bezichtigen, dass sie eben DIE LINKE ist: eine reformistische Partei
ohne revolutionären Anspruch!

Hinzu kommt, dass die bürgerliche Realpolitik der Linkspartei in den Landesregierungen und ihre
Anpassung an SPD und Grüne selbst die Frage aufwerfen, wozu sie überhaupt gebraucht wird. Tritt
sie nur als etwas linkere Variante der Sozialdemokratie in Erscheinung tritt, liegt es nahe, dass
reformistische Wähler:innen gleich das sozialdemokratische Original wählen, statt ihre Stimme für
eine etwas linkere, parlamentarisch jedoch aussichtslose Kopie zu verschwenden. So geschehen im
Saarland, aber auch bei der Bundestagswahl.

Revolutionär:innen und DIE LINKE

Die Aufgabe und der Anspruch von Revolutionär:innen bestehen nun nicht darin, einer
reformistischen Partei Tipps zu geben, wie sie bei bürgerlichen Parlamentswahlen erfolgreich sein
kann (was aufgrund der geschilderten Widersprüchlichkeit des Reformismus ohnehin schwer zu
bewältigen ist). Vielmehr geht es darum, zu verdeutlichen, dass eine Politik auf der Grundlage eines
Programms notwendig ist, das der tatsächlichen Lage angemessen ist und die Überwindung des
Kapitalismus nicht als abstraktes Fernziel begreift, sondern im Rahmen eines Systems von
Übergangsforderungen Kämpfe um konkrete Verbesserungen mit diesem Ziel verbindet.

Diejenigen Kräfte innerhalb der Linkspartei (aber auch der SPD), denen es darum geht, die Kämpfe
der Lohnabhängigen und Unterdrückten wirklich voranzubringen und sie selbst als Subjekt der
Veränderung zu begreifen, rufen wir dazu auf, gemeinsam mit allen anderen Organisationen der
Arbeiter:innenklasse ihre Reorganisation voranzutreiben, um zur zentralen, eigenständigen Kraft im
Kampf gegen Krise, Kapital und Klimakatastrophe zu werden.



Dies ist die zentrale Aufgabe einer linken, revolutionären Kraft – nicht die Gewinnung von Sitzen in
bürgerlichen Parlamenten für eine reformistische Partei, die sich vor allem auf passive Wähler:innen
stützt und davon träumt, durch treue Mitwirkung an der Elendsverwaltung des Kapitalismus einige
Krümel für „die kleinen Leute“ abstauben zu können – und nebenbei den eigenen Posten zu retten.

Der Niedergang der Linkspartei verdeutlicht die Dringlichkeit einer Debatte um Ziele und Mittel
unseres Kampfes. Letztlich geht es um die Frage, wie wir die unterschiedlichen
Auseinandersetzungen und sozialen Bewegungen miteinander verbinden und ein gemeinsames Ziel,
eine gemeinsame Perspektive entwickeln können. Hierfür braucht es einen konkreten Startpunkt,
diese Diskussion und einen gemeinsamen Kampfplan zur Gegenwehr zu organisieren. Wir schlagen
deshalb vor, eine Aktionskonferenz zu organisieren, auf welcher diese Fragen übergreifend von
möglichst allen Organisationen der Arbeiter:innenklasse und der Unterdrückten diskutiert werden
können. Eine solche Konferenz sollte sich darauf konzentrieren, konkrete Forderungen und
Kampfmittel festzulegen, um den Angriffen von Rot-Grün-Gelb und des Kapitals gemeinsam
entgegenzutreten und mit dem Kampf gegen den deutschen Imperialismus und die Kriegsgefahr zu
verbinden.


